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Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom
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(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich & erforderlich "
Kommission nicht erforderlich erforderlich -
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich &
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Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder L]
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offentlich (« nicht 6ffentlich

[ ] wirdim Internet/PIWI veréffentlicht
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X Stellungnahme nicht erforderlich
[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. Imholz

[] = siehe gesonderte Stellungnahme
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] griin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfligte Ausgaben (lIst): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um

[ ] Mehrkosten
[] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. - (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung k(i):tgn Bedairrfépllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Im Sinne von flachen- und ressourcenschonendem Bauen und den Klimazielen der
Landeshauptstadt Wiesbaden folgend, soll die Anzahl der Stellplatze fir Schilerinnen und
Schiler Gber 18 Jahre an weiterfiihrenden Schulen an Standorten mit einer guten Erreichbarkeit
mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln, sowie guten Fuf3- und Radwegeanbindungen im Einzelfall
erheblich reduziert werden kénnen.

Anlagen:

Beschluss der Stadtverordnetenversammiung Nr. 0056 vom 03. Marz 2016 zur ,,Anderung
der Stellplatzverpflichtung fiir Studierendenwohnheime und Hochschuleinrichtungen*®

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die geltenden Richtzahlen der Stellplatzsatzung der
Landeshauptstadt Wiesbaden vom 14. Februar 2008 gerade fur Schulen und Hochschulen
nicht mehr dem tatsachlichen Bedarf entsprechen.

2. Es wird beschlossen, dass bis zu einer abschlieRenden Evaluierung und Erganzung der
Stellplatzsatzung vom 14. Februar 2008 der Magistrat im Rahmen einer Richtlinie und damit
Selbstbindung der Verwaltung regelméiig 8§ 3 Absatz 2 der Stellplatzsatzung hinsichtlich der
Richtzahlentabelle wie folgt handhabt:

8.2 - die Regelung, je 5 Schiiler/innen tiber 18 Jahren einen zuséatzlichen Stellplatz zu
schaffen, kann im begrindeten Einzelfall auf die fiir Schiilerinnen und Schiiler mit
korperlichen Beeintrdchtigungen erforderliche Anzahl reduziert werden.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Im Zuge der Klimadiskussion nimmt das Mobilitatsverhalten eine bedeutende Zielgré3e ein.
Gerade junge Menschen messen den Klimazielen eine besondere Bedeutung bei und zeigen mit
der ,Fridays for Future“-Bewegung, wie ernst ihnen dieses Anliegen ist.

Stellplatze fur Schilerinnen und Schiiler tiber 18 Jahre an weiterfihrenden Schulen in grof3er Zahl
zur Verfagung zu stellen, wie das die gultige Stellplatzsatzung vorsieht, widerspricht diesen Zielen.

Deshalb soll kiinftig an Schulstandorten, die tiber eine gute OPNV Anbindung verfiigen und mit dem
Rad gut zu erreichen sind, die Anzahl der Stellplatze fur Schilerinnen und Schiler auf die Menge
begrenzt werden, die fur Schilerinnen und Schiler Gber 18 Jahre mit kérperlichen
Beeintrachtigungen benotigt werden, die die Schule ausschlieZlich mit dem Auto erreichen kénnen.
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Gleichzeitig besteht mit dem neuen 365-Euro-Ticket fur Schulerinnen und Schler ein gutes und
gunstiges Angebot zur Nutzung des OPNV.

ll. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Mit Beschluss Nr. 0056 der Stadtverordnetenversammlung vom 03. Marz 2016 wurde die
Anderung der Stellplatzverpflichtung fiir Studierendenwohnheime und Hochschuleinrichtungen
beschlossen, da diese in diesem Punkt nicht mehr dem Nutzerverhalten der Studierenden
entsprach. Diese soll auch fir weiterfihrende Schule, wie beschrieben, geandert werden.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Eine unveradnderte Handhabung der Stellplatzsatzung ist nicht mehr zeitgemalr.

Wiesbaden, 05. Februar 2021
ts 4743
la 7586
i. V.

Markus GaBner Axel Imholz
Stadtrat Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

